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Bekanntmachung der Stadt Altena (Westf.) 
 

1. Sitzung des Wahlprüfungsausschusses 
 der Stadt Altena (Westf.) 

 
am Montag, dem 11.08.2014, 17:00 Uhr,  
großer Sitzungssaal, Zi. 62. 
 
T a g e s o r d n u n g : 
 

I. öffentlicher Teil 
 

1. Wahl des Schriftführers 
 

2. Vorprüfung über die Gültigkeit der Wahl 
des Bürgermeisters der Stadt Altena 
(Westf.) vom 25.05.2014 

 
3. Vorprüfung über die Gültigkeit der  

Vertretung der Stadt Altena (Westf.) vom 
25.05.2014 von Amts wegen 

 
4. Mitteilungen und Anfragen 

 
 
Altena (Westf.) 29.07.2014 
 
Göss 
Vorsitzender 
 
 
 

 
 

Verfahren gemäß § 68 Abs. 2 
 Wasserhaushaltsgesetz – WHG 
Vollzug des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
-Feststellung der UVP-Pflicht- 

 
 

Bekanntgabe gemäß § 3a Satz 2, zweiter  
Halbsatz UVPG, 

des Ergebnisses der Vorprüfung des Einzelfalls 
nach § 3c UVPG 

 
 
Die Märkische Verkehrsgesellschaft mbH, vertreten 
durch ihren Geschäftsführer, Wehberger Str. 80, 
58507 Lüdenscheid, plant auf ihrem Betriebsge-
lände in Lüdescheid einen Neubau der Betriebsge-
bäude, um den Anforderungen an einen zeitgemä-
ßen Arbeitsschutz, aktueller technologischer En-
wicklungen in der Fahrzeugtechnik und energeti-
scher Nachhaltigkeit nachzukommen. Unter den 
bisherigen Betriebsgebäuden und auch unter den 
zukünftigen Neubauten verlaufen die verrohrten 
Gewässer Grünewaldbach und Wermecke. Die 
westliche Verrohrung der Wermecke wird in die-

sem Zusammenhang saniert, und teilweise außer-
halb des Baufeldes verlegt. Die Überbauung des 
Grünewaldbaches wird um ca. 33 m verlängert. 
 
Da dieses Vorhaben in den Anwendungsbereich 
des UVPG fällt, wurde eine Vorprüfung des Einzel-
falls gemäß § 3c UVPG durchgeführt. 
 
Die Untere Wasserbehörde hat im Rahmen der 
Vorprüfung festgestellt, dass für das beantragte 
Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Unte-
ren Wasserbehörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in der Anlage 2 
UVPG aufgeführten Kriterien sowie landesspezifi-
scher Standortgegebenheiten keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach 
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 
 
Gemäß § 3a Satz 3 UVPG ist diese Feststellung 
nicht selbständig anfechtbar. 
 
Die Screening-Unterlagen sind der Öffentlichkeit 
nach den Bestimmungen des Umweltinformations-
gesetzes bei der Unteren Wasserbehörde zugäng-
lich. 
 
Lüdenscheid, 30.07.2014 
 
Märkischer Kreis 
Der Landrat 
-Untere Wasserbehörde- 
Az.: 45.3-66.31.00-00 
 
Im Auftrage 
 
S i e g 
Verwaltungsfachwirt 
 
 

 
Jahresabschluss 2013 der Stadt Kierspe 

Korrektur redaktioneller Art 
 

Bezug nehmend auf das Amtsblatt des Märkischen 
Kreises Nr. 22 vom 28. Mai 2014 (Seite 693) erfolgt 
auf Grund eines Übertragungsfehlers die Korrektur 
des Jahresergebnisses 2013. Laut Veröffentlichung 
beträgt das Jahresergebnis 2013 -2.041.893,62  
Euro. Das tatsächliche Jahresergebnis beträgt -
2.041.230,09 Euro. 
 
Kierspe, 31.07.2014 
In Vertretung 
 
Olaf Stelse 
Beigeordneter 
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Jahresabschluss der Stadtentwässerung Hemer 

zum 31.12.2012 
 
Gemäß § 26 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16.11.2004 (GV.NRW 
S.644) geändert durch Gesetz vom 13.08.2012 
(GV.NRW S.296) wird folgendes bekannt gegeben: 
 
 
I.  Der Betriebsausschuss für eigenbetriebsähnliche 
Einrichtungen hat in seiner Sitzung am 04.07.2013 
über den Jahresabschluss und den Lagebericht 
2012 der Stadtentwässerung Hemer beraten. Auf 
Basis dieser Beratung hat der Rat in seiner Sitzung 
am 09.07.2013 folgenden Beschluss gefasst: 
 
1. Der Jahresabschluss 2012 der Stadtentwässe-
rung Hemer (SEH) wird wie folgt festgestellt: 
 

a.) Endzahl der Bilanz:   48.132.732,17 € 
b.) Jahresüberschuss der Gewinn- und 

Verlustrechnung:           870.956,68 € 
 
2. Der Jahresüberschuss in Höhe von 870.956,68 € 
ist an die Stadt Hemer auszuschütten. 
 
3. Dem Betriebsleiter wird Entlastung erteilt. 
 
4. Die SEH hat sicherzustellen, dass die Gefähr-
dung hinsichtlich der Zielerreichung 2013 (mindes-
tens auszuschüttender Überschuss 900.000 €) im 
Berichtswesen zeitnah zur Kenntnis gegeben und 
Maßnahmen zur Gegensteuerung frühzeitig ergrif-
fen werden.  
 
 
II. Abschließender Vermerk der Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen  
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzli-
cher Abschlussprüfer des Betriebes Stadtentwässe-
rung Hemer. Zur Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung zum 31.12.2012 hat sie sich der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Röhricht - Dr. 
Schillen oHG, Bielefeld, bedient.  
Diese hat mit Datum vom 31.05.2013 den nachfol-
gend dargestellten Bestätigungsvermerk erteilt.  
„Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB und § 106 GO NW unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prü-
fung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-
wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt wer-

den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 
des Eigenbetriebs sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prü-
fung werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
die Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der Betriebsleitung sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahres-abschlusses und 
des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass 
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den deutschen handelsrechtlichen 
und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschrif-
ten sowie Regelungen in der Betriebssatzung und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung. Der Lagebericht steht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung und stellt die Chancen und Risiken 
der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“  
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Dr. Röhricht - Dr. Schil-
len oHG ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu fol-
gendem Ergebnis:  
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird gemäß § 3 der Verordnung über die Durchfüh-
rung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrie-
ben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP 
DVO) durch die GPA NRW wie folgt ergänzt:  
„Die Drohverlustrückstellung für Derivate wurde – 
wie im Vorjahr – in Höhe der zu erwartenden Ver-
luste für die nächsten fünf Jahre, mit einem auf T€ 
496 angepassten Betrag, vorgenommen. Da der 
Betrieb gegen die Rechtsnachfolgerin der WestLB 
im Jahr 2012 Klage erhoben hat, ist die Droh-  
verlustrückstellung auf Basis der Einschätzung der 
Betriebsleitung zum Prozeßausgang zu bilden. Bei 
der Bilanzierung der Rückstellung im Folgejahr ist 
dies entsprechend umzusetzen“.  
 
Herne, den 08.07.2014 
 
GPA NRW  
Im Auftrag  
 
Gregor Loges 
 
 
III. Der Jahresabschluss und der Lagebericht wer-
den nach Bekanntmachung bis zur Festsstellung 
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des folgenden Jahresabschlusses bei der Stadtent-
wässerung Hemer, Hademareplatz 44, 58675 He-
mer, während der Dienststunden zur Einsichtnahme 
verfügbar gehalten.  
 
Hemer, 31.07.2014 
 
Gez. Edgar Schumacher 
Betriebsleiter 
Stadtentwässerung Hemer 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Satzung der Stadt Balve 
über die Aufhebung der Zweckbindung und 

Entwidmung einer Teilfläche des Separations-
weges „Am Hüttenpfad“ im Ortsteil Balve 

 
Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 
666 / SGV NRW 2023) in der zurzeit geltenden 
Fassung  und des § 2 des Gesetzes über die  
durch ein Auseinandersetzungsverfahren begründe-
ten gemeinschaftlichen Angelegenheiten vom 
09.04.1956 (GV NW 7815) in der derzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Balve in seiner Sit-
zung am 03.07.2013  folgende Satzung beschlos-
sen:  
 

§  1 
 
Die Zweckbindung eines Teilstücks des Separati-
onsweges „Am Hüttenpfad“, ausgehend von der 
Straße „Am Baumberg“, in einer Länge von ca. 350 
m im Bereich der vorhandenen Bebauung mit der 
jetzigen Flurstücksnummer 156 in Flur 16 der Ge-
markung Balve, aufgeführt unter § 10 –Wege und 
Gräben- (Seiten 563 ff mit der Unter- 
gliederung „I. Öffentliche Wege“ nach Seite 566) in 
seiner Eigenschaft als Wirtschaftsweg (Seiten 626 
und 627) des „Rezesses –nebst Nachträgen I und 
II- über die Spezial-Separationssache von Balve 
–B. 590- vom 31.12.1912“ (dort unter der Flur-
stücksnummer 78 in Flur 16 (lfd. Nr. 101) der Ge-
markung Balve bezeichnet, wird aufgehoben und 
eingezogen.  
Nach der damaligen Rezesszuordnung wurde die 
Wegefläche mit folgendem Text erfasst:  
 „Der Hirtenpfad“ Hauptwirtschaftsweg vom Wege 
87 b zwischen den Plänen 342 a und 343 in nördli-
cher Richtung bis zum Wege 17 von der Nordecke 
des Planes 321“. 
 

 
 
 

§  2 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.  
 
 

Zustimmung 
 
Hiermit gebe ich die aufsichtsbehördliche Zustim-
mung gem. § 2 des Gesetzes über die durch ein 
Auseinandersetzungsverfahren begründeten ge-
meinschaftlichen Angelegenheiten vom 09.04.1956 
(GV NW 7815) -in der derzeit gültigen Fassung-  für 
die vom Rat der Stadt Balve am 03.07.2013 be-
schlossene „Satzung über die Aufhebung der 
Zweckbindung und Entwidmung einer Teilfläche des 
Separationsweges „Am Hüttenpfad“ im Ortsteil Bal-
ve (Gemarkung Balve, Flur 16, Flurstück 156). 
 
Lüdenscheid, den 22. Juli 2014 
(A.Z.: 42-15.10-11-08-07)                                    
 
Der Landrat 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrag 
Groll 

 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten nach der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / 
SGV NRW 2013) in der zur Zeit geltenden Fassung 
kann gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung 
NRW nach Ablauf eines Jahres seit der Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist ge-

genüber der Stadt Balve vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Balve, den 30.07.2014  
 
H. Mühling 
Bürgermeister 
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Satzung der Stadt Balve 
über die Aufhebung der Zweckbindung und 

Entwidmung von 2 Separationsgrabenflurstü-
cken, aus der die Straßenfläche „Im Tenterode“ 

im Ortsteil Balve besteht  
 

Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 
666 / SGV NRW 2023) in der zur Zeit geltenden 
Fassung  und des § 2 des Gesetzes über die durch 
ein Auseinandersetzungsverfahren begründeten 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten vom 
09.04.1956 (GV NW 7815) in der derzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Balve in seiner Sit-
zung am 03.07.2013  folgende Satzung beschlos-
sen: 

§  1 
 

Die Zweckbindung der 2 Separationsgrabenflurstü-
cke, aus denen die Straßenfläche „Im Tenterode“  
besteht (Gemarkung Balve, Flur 15, Flurstück 519 – 
früher 201 und 202- (lfd. Nr. 175) und Flurstück 30 –
früher 198, 199 und 200- (lfd. Nr. 176), aufgeführt 
unter § 10 –Wege und Gräben- (Seiten 563 ff mit 
der Untergliederung „III. Gräben“ nach Seite 636 ff), 
des „Rezesses –nebst Nachträgen I und II-  in der 
Spezial-Separationssache von Balve – B. 590 – 
vom 31.12.1912“, wird aufgehoben und eingezo-
gen. 
Nach der damaligen Rezesszuordnung wurden die 
betreffenden Flurstücke durch die Eintragungsseiten 
648 und 649 mit folgendem Text erfasst: 

a) Für den Teil des Flurstücks 519 
„Entwässerungsgraben vom Wege 87 a 
zwischen den Plänen 252 b und 252 a            
in südlicher Richtung bis zum Weg 87 a 
zwischen den Plänen 295 b und 331“. 

b) Für den Teil des Flurstücks 30 
„Entwässerungsgraben vom Wege 87 a 
zwischen den Plänen 247 c und 249 b in 
südlicher Richtung bis zum Weg 87 im 
Plan 252 a“. 

 
 

§  2 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft. 

 
Zustimmung 

 
Hiermit gebe ich die aufsichtsbehördliche Zustim-
mung gem. § 2 des Gesetzes über die durch ein 
Auseinandersetzungsverfahren begründeten ge-
meinschaftlichen Angelegenheiten vom 09.04.1956 
(GV NW 7815) -in der derzeit gültigen Fassung-  für 
die vom Rat der Stadt Balve am 03.07.2013 be-
schlossene „Satzung über die Aufhebung der 
Zweckbindung und Entwidmung von 2 Separations-
grabenflurstücken, aus denen die Straße „Im Ten-
terode“ besteht. Es handelt sich um die Flurstücke 
519 und 30 in Flur 15 der Gemarkung Balve. 

Lüdenscheid, den 22. Juli 2014 
(A.Z.: 42-15.10-11-08-07)                           
 
Der Landrat 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrage 
Groll 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten nach der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / 
SGV NRW 2013) in der zur Zeit geltenden Fassung 
kann gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung 
NRW nach Ablauf eines Jahres seit der Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist ge-

genüber der Stadt Balve vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Balve, den 30. Juli 2014 
 
H. Mühling 
Bürgermeister 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

Satzung der Stadt Balve 
über die Aufhebung der Zweckbindung und 

Entwidmung des Separationsweges  
„In der Hauschlade“ im Ortsteil Balve 

 
Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 666 / SGV NRW 2023) in der zur Zeit gel-
tenden Fassung und des Gesetzes über die durch 
ein Auseinandersetzungsverfahren begründeten 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten vom 
09.04.1956 (GV NW 7815) in der derzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Balve in seiner Sit-
zung am 03.07.2013 folgende Satzung beschlos-
sen: 

§  1 
 

Die Zweckbindung des Separationsweges „In der 
Hauschlade“ im Ortsteil Balve mit der jetzigen Flur-
stücksnummer 179 in Flur 15 der Gemarkung Balve, 
aufgeführt unter § 10 –Wege und Gräben- (Seiten 
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563 ff mit der Untergliederung „I. Öffentliche Wege“ 
nach Seite 566) in seiner Eigenschaft als Neben-
wirtschaftsweg (Seiten 626 und 627) des „Rezes-
ses –nebst Nachträgen I und II- über die Spezial-
Separationssache von Balve –B. 590- vom 
31.12.1912“ (dort unter der Flurstücksnummer 194 
in Flur 15 (lfd. Nr. 97) der Gemarkung Balve be-
zeichnet, wird aufgehoben und eingezogen. Nach 
der damaligen Rezesszuordnung wurde die Wege-
fläche mit folgendem Text erfasst: „Nebenwirt-
schaftsweg von der Kreisstraße Balve-Garbeck (Nr. 
3 b) in östlicher Richtung bis zum Wege 75 a längs 
der Nordgrenze der Pläne 268, 269 und 272 a“. 
 

§  2 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.  
 

Zustimmung 
 

Hiermit gebe ich die aufsichtsbehördliche Zustim-
mung gem. § 2 des Gesetzes über die durch ein 
Auseinandersetzungsverfahren begründeten ge-
meinschaftlichen Angelegenheiten vom 09.04.1956 
(GV NW 7815)  für die vom Rat der Stadt Balve am 
03.07.2013 beschlossene „Satzung über die Aufhe-
bung der Zweckbindung und Entwidmung des Se-
parationsweges „In der Hauschlade“ im Ortsteil Bal-
ve (Gemarkung Balve, Flur 15, Flurstück 179) 
 
Lüdenscheid, den 22. Juli 2014 
(A.Z.: 42-15.10-11-08-07)                          
 
Der Landrat 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrag 
Groll 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten nach der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / 
SGV NRW 2013) in der zur Zeit geltenden Fassung 
kann gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung 
NRW nach Ablauf eines Jahres seit der Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist ge-

genüber der Stadt Balve vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Balve, den 30. Juli 2014 
 
H. Mühling 
Bürgermeister 

 
 
 
 
 
 
 
 

Satzung der Stadt Balve 
über die Aufhebung der Zweckbindung und 

Entwidmung eines Teilbereichs des  
Separationsweges „Auf der Gabel“ von der 

Straße „Im Brauke“ bis zum „Höveringhauser 
Weg“ im Ortsteil Garbeck 

 
Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 666 / SGV NRW 2023) in der zur Zeit gel-
tenden Fassung und des Gesetzes über die durch 
ein Auseinandersetzungsverfahren begründeten 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten vom 
09.04.1956 (GV NW 7815) in der derzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Balve in seiner Sit-
zung am 03.07.2013 folgende Satzung beschlos-
sen: 

§  1 
 

Die Zweckbindung einer Teilfläche (ca. 380 m) des 
Separationsweges „Auf der Gabel“ von der Straße 
„Im Brauke“ bis zum „Höveringhauser Weg“ im Orts-
teil Garbeck mit der jetzigen Flurstücksnummer 447 
in Flur 16 der Gemarkung Garbeck, aufgeführt unter 
§ 10 –Wege und Gräben- (Seiten 296 ff mit der Un-
tergliederung „II. Wirtschaftswege“ nach Seite 306) 
in ihrer Eigenschaft als Nebenwirtschaftsweg (Sei-
ten 326 und 327) des „Rezesses in der Separati-
onssache von Garbeck – G. 201 – vom 
16.02.1911 – nebst Nachträge“  (dort unter der 
Flurstücksnummer 137 in Flur 16 (lfd. Nr. 50) der 
Gemarkung Garbeck bezeichnet), wird aufgehoben 
und eingezogen.  
Nach der damaligen Rezesszuordnung wurde die 
Teilfläche mit folgendem Text erfasst: „Nebenwirt-
schaftsweg vom Wege 25 b (Kreisstraße Garbeck-
Neuenrade „auf`m Bruche“ in westlicher Richtung 
längs der Grenze mit Flur 5 und dann südlich vom 
Plane 159 bis zum Wege 51 „auf dem Kesselchen“. 

 
§  2 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung in Kraft.  
 

Zustimmung 
 

Hiermit gebe ich die aufsichtsbehördliche Zustim-
mung gem. § 2 des Gesetzes über die durch ein 
Auseinandersetzungsverfahren begründeten ge-
meinschaftlichen Angelegenheiten vom 09.04.1956 
(GV NW 7815) -in der derzeit gültigen Fassung-  für 
die vom Rat der Stadt Balve am 03.07.2013 be-
schlossene „Satzung über die Aufhebung der 
Zweckbindung und Entwidmung einer Teilfläche des 
Separationsweges „Auf der Gabel“ von der Straße 
„Im Brauke“ bis zum „Höveringhauser Weg“ im Orts-
teil Garbeck mit der jetzigen Flurstücksnummer 447 
in Flur 16 der Gemarkung Garbeck. 
Lüdenscheid, den 22. Juli 2014 
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(A.Z.: 42-15.10-11-08-07)                          
 
Der Landrat 
als untere staatliche Verwaltungsbehörde 
 
Im Auftrag 
Groll 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten nach der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / 
SGV NRW 2013) in der zur Zeit geltenden Fassung 
kann gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung 
NRW nach Ablauf eines Jahres seit der Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist ge-

genüber der Stadt Balve vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Balve, den 30. Juli 2014 
 
H. Mühling 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Satzung zur Änderung der Zuständigkeits-
ordnung für den Rat der Stadt Balve und seine  

Ausschüsse vom 24.03.2010  
(1. Änderung)  

 
I. 

 
Der Rat der Stadt Balve hat am 25.06.2014 die 
nachstehende Satzung zur Änderung der Zustän-
digkeitsordnung für den Rat und seine Ausschüsse 
vom 24.03.2010 beschlossen. 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 
666) zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 
(GV. NRW. S. 878) hat der Rat der Stadt Balve am 
25.06.2014 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
§ 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 
Zur Erledigung der anfallenden Aufgaben im Zu-
ständigkeitsbereich der Stadt Balve werden folgen-
de Ausschüsse eingerichtet: 
 
1.1 Haupt- und Finanzausschuss 

 8 Mitglieder 
 
1.2 Ausschuss „Umwelt, Planung, Bau“ 
 15 Mitglieder 
 
1.3 Ausschuss „Schule, Kultur, Soziales,Sport“
 15 Mitglieder 
 
1.4 Betriebsausschuss  
 15 Mitglieder 
 
1.5 Rechnungsprüfungsausschuss 
 8 Mitglieder 
 
1.6 Wahlprüfungsausschuss  
 8 Mitglieder 
 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung im Amtlichen Bekanntmachungsblatt „Amts-
blatt des Märkischen Kreises“ in Kraft. 
 
 

II. 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß  

öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbe-

schluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-

genüber der Stadt vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Balve, den  25. Juli 2014 
 
Der Bürgermeister 
Hubertus Mühling 
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Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts  
für die Stadt Balve 

hier: öffentliche Auslegung des Entwurfs 
 
Das derzeit vorliegende, von dem Kölner Büro GMA 
– Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH 
– erstellte Einzelhandelskonzept für die Stadt Balve 
liegt gemäß Ratsbeschluss vom 13.12.2006 als 
Grundlage der künftigen Einzelhandels- und 
Standortplanung vor.  
Die Veränderungen der Angebot- und Nachfragesi-
tuation sowie der rechtlichen Grundlagen (v.a. Lan-
desentwicklungsplanung –Sachlicher Teilplan groß-
flächiger Einzelhandel, Juli 2013) machen eine 
Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts erforder-
lich. 
Im Mai 2013 wurde eine Grundlagenuntersuchung 
zur Fortschreibung des kommunalen Einzelhan-
delskonzepts erstellt.  
Zum Auftakt des Konzeptes fand im Februar 2014 
eine öffentliche Informationsveranstaltung statt in 
der sich die GMA vorstellte und über die Fortschrei-
bung des Einzelhandelskonzeptes informierte. 
Bei der Erarbeitung des Gutachtens wurde eine pro-
jektbegleitende Arbeitsgruppe gebildet. Sie dient 
dazu, einen frühzeitigen Informationsaustausch zwi-
schen Verwaltung und Politik wie auch die Abstim-
mung mit der Händlerschaft sicherzustellen. 
Die Arbeitsgruppe setzte sich zusammen aus Ver-
tretern der SIHK, des Einzelhandelsverbandes 
Südwestfalen, des Balver Fachhandels, des Stadt-
marketings Balve, der Bezirksregierung Arnsberg 
sowie Vertretern der Fraktionen und der Verwal-
tung.  
Die Ergebnisse der Arbeitskreissitzungen sind in die 
Erarbeitung des nun vorliegenden Entwurfs des ge-
samtstädtischen Einzelhandelskonzeptes eingeflos-
sen. 
In seiner Sitzung am 25.06.2014 hat der Rat der 
Stadt Balve den Entwurf zur Kenntnis genommen 
und den Bürgermeister beauftragt, diesen für einen 
Monat öffentlich auszulegen und parallel die be-
troffenen Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange zu beteiligen. 
Der Entwurf des Einzelhandelskonzepts liegt in der 
Zeit vom 
 

14.08.2014 bis einschließlich 14.09.2014 
 

Montags von 08:00 bis 12:30 Uhr und  
   14:00 bis 17:00 Uhr  
 
dienstags bis donnerstags von  
   08:00 bis 12:30 Uhr und  
   14:00 bis 15:30 Uhr 
 
freitags  von  08:00 bis 12:00 Uhr  
 
im Rathaus der Stadt Balve, Widukindplatz 1, 58802 
Balve, Zimmer 44 öffentlich aus. 
 
 

 
 
 
Im Zeitraum der Auslegung können Anregungen 
zum Einzelhandelskonzept schriftlich vorgebracht 
oder zur Niederschrift erklärt werden. Es wird darauf 
hingewiesen, dass nur fristgerecht eingegangene 
und begründete Anregungen geprüft werden kön-
nen. Über die Anregungen entscheidet der Rat der 
Stadt Balve (Abwägung). 
 
Balve, den 31.07.2014    
 
Der Bürgermeister 
H. Mühling 
 
 
 

 
G e s c h ä f t s o r d n u n g 

 
für den Rat der Stadt Altena (Westf.) und die 

Ausschüsse vom 23.06.2014 
 
 
Inhaltsübersicht 
 
Präambel 
 
I. Geschäftsführung des Rates 
 
1. Vorbereitung der Ratssitzungen 
 
§ 1 Einberufung der Ratssitzungen 
§ 2 Ladungsfrist 
§ 3 Aufstellung der Tagesordnung 
§ 4 Öffentliche Bekanntmachung 
§ 5 Anzeigepflicht bei Verhinderung 
 
2. Durchführung der Ratssitzungen 
 
a) Allgemeines 
 
§ 6 Öffentlichkeit der Ratssitzungen  
§ 7 Vorsitz  
§ 8 Beschlussfähigkeit  
§ 9 Befangenheit von Ratsmitgliedern  
§ 10 Teilnahme an Sitzungen  
 
b) Gang der Beratungen 
 
§ 11 Änderung und Erweiterung der Tagesordnung  
§ 12 Redeordnung  
§ 13 Anträge zur Geschäftsordnung  
§ 14 Schluss der Aussprache, Schluss der  
  Rednerliste  
§ 15 Anträge zur Sache  
§ 16 Abstimmung  
§ 17 Fragerecht der Ratsmitglieder  
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§ 18 Fragerecht von Einwohnerinnen/Einwohnern  
§ 19 Wahlen  
 
c) Ordnung in den Sitzungen 
 
§ 20 Ordnungsgewalt und Hausrecht  
§ 21 Ordnungsruf und Wortentziehung  
§ 22 Entzug der Sitzungsentschädigung, Aus-
schluss aus der Sitzung  
§ 23 Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen  
 
3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrich-

tung der Öffentlichkeit 
 
§ 24 Niederschrift  
§ 25 Unterrichtung der Öffentlichkeit  
 
Geschäftsführung der Ausschüsse 
 
§ 26 Grundregel  
§ 27 Abweichungen für das Verfahren der 
  Ausschüsse  
§ 28 Einspruch gegen Beschlüsse  
  entscheidungsbefugter Ausschüsse  
 
Fraktionen 
 
§ 29 Bildung von Fraktionen  
§ 30 Informationsrecht der Fraktionen 
 
IV. Datenschutz 
 
§ 31 Datenschutz 
§ 32 Datenverarbeitung 
 
V. Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 
 
§ 33 Schlussbestimmungen  
§ 34 Inkrafttreten  
 
Präambel 
 
Der Rat der Stadt Altena (Westf.) hat am 
23.06.2014 folgende Geschäftsordnung beschlos-
sen:  
 
 
I. Geschäftsführung des Rates 
 
1. Vorbereitung der Ratssitzungen 

 
§ 1 

Einberufung der Ratssitzungen 
 
(1) Der/Die Bürgermeister/in beruft den Rat ein, so 

oft es die Geschäftslage erfordert, jedoch soll 
sie/er den Rat wenigstens alle zwei Monate 
einberufen. Der Rat ist unverzüglich einzuberu-
fen, wenn mindestens ein Fünftel der Ratsmit-
glieder oder eine Fraktion unter Angabe der zur 
Beratung zu stellenden Gegenstände dies ver-
langen. 

 
(2) Die Einberufung erfolgt durch Übersendung ei-

ner Einladung an alle Ratsmitglieder. Die Einla-
dung erfolgt in schriftlicher Form. Auf Antrag 
kann an Stelle einer schriftlichen Einladung die-
se auch auf elektronischem Wege erfolgen. In 

diesem Fall hat das jeweilige Ratsmitglied eine 
entsprechende elektronische Adresse, an der 
die Einladungen übermittelt werden soll, anzu-
geben. 

 
(3) In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesord-

nung anzugeben. Ihr müssen in der Regel 
schriftliche Erläuterungen zu den einzelnen 
Verhandlungsgegenständen (Vorlagen) beige-
geben werden. Die Übersendung dieser Vorla-
gen richtet sich nach der jeweiligen Form der 
Übersendung i. S. v. § 1 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung. Vorlagen, die für nicht öffentliche Sit-
zungen bestimmt sind, können nur dann auf 
elektronischem Wege übermittelt werden, wenn 
sichergestellt ist, dass ein unberechtigter Zugriff 
Dritter auf diese Daten nicht möglich ist. 

 
 

§ 2 
Ladungsfrist 

 
(1) Die Einladung muss den Ratsmitgliedern min-

destens sieben volle Tage vor dem Sit-
zungstag, den Tag der Absendung nicht einge-
rechnet, zugehen. 

 
(2) In besonders dringenden Fällen kann die La-

dungsfrist bis auf drei volle Tage abgekürzt 
werden. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu 
begründen. 

 
(3) Abs. 1 und 2 gelten sowohl für die schriftliche 

Übersendung als auch der Übersendung in 
elektronischer Form. 

 
 

§ 3 
Aufstellung der Tagesordnung 

 
(1) Der/Die Bürgermeister/in setzt die Tagesord-

nung fest. Sie/Er hat dabei Vorschläge aufzu-
nehmen, die ihr/ihm in schriftlicher Form spä-
testens am 10. Tag vor dem Sitzungstag von 
mindestens einem Fünftel der Ratsmitglieder 
oder einer Fraktion vorgelegt werden. In die 
Tagesordnung (öffentliche und nicht öffentliche 
Sitzung) ist als Punkt 1 aufzunehmen. 

 
"Niederschrift über die ... Sitzung des Rates 
am..........". 

 
(2) Der/Die Bürgermeister/in legt die Reihenfolge 

der einzelnen Tagesordnungspunkte fest und 
bestimmt unter Beachtung der gesetzlichen 
Vorschriften, welche Tagesordnungspunkte in 
nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden sol-
len. 

 
(3) Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die 

nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fällt, 
weist der/die Bürgermeister/in in der Tagesord-
nung darauf hin, dass die Angelegenheit durch 
Geschäftsordnungsbeschluss vom Rat von der 
Tagesordnung wieder abzusetzen ist. 
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§ 4 
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind 
von dem/der Bürgermeister/in rechtzeitig öffentlich 
bekanntzumachen. Die Bekanntmachung erfolgt in 
der Form, die die Hauptsatzung hierfür vorschreibt. 
 
 

§ 5 
Anzeigepflicht bei Verhinderung 

 
(1) Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sit-

zung teilzunehmen, haben dies unverzüglich, 
spätestens zu Beginn der Sitzung, der Bürger-
meisterin/dem Bürgermeister mitzuteilen. 

 
(2) Entsprechendes gilt für Ratsmitglieder, die die 

Sitzung vorzeitig verlassen wollen. 
 
 
2. Durchführung der Ratssitzungen 
 
a) Allgemeines 
 

§ 6 
Öffentlichkeit der Ratssitzungen 

 
(1) Die Sitzungen des Rates sind öffentlich. Je-

dermann hat das Recht, als Zuhörerin/Zuhörer 
an öffentlichen Ratssitzungen teilzunehmen, 
soweit dies die räumlichen Verhältnisse gestat-
ten. Die Zuhörer/innen sind - außer im Falle des 
§ 18 (Einwohnerfragestunde) - nicht berechtigt, 
das Wort zu ergreifen oder sich sonst an den 
Verhandlungen des Rates zu beteiligen. 

 
(2) Für folgende Angelegenheiten wird die Öffent-

lichkeit ausgeschlossen: 
a) Personalangelegenheiten, 
b) Liegenschaftssachen, 
c) Auftragsvergaben, 
d) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung, 
e) Einzelfälle in Abgabenangelegenheiten, 
f) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung 

mit Ausnahme der Beratung im allgemei-
nen Berichtsband (§ 101 Abs. 3 GO) ent-
haltenen Prüfungsergebnisses (§ 94 Abs. 1 
GO). 

Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall weder Gründe 
des öffentlichen Wohls noch berechtigte An-
sprüche oder Interesse Einzelner den Aus-
schluss der Öffentlichkeit gebieten.  

 
(3) Darüber hinaus kann auf Antrag eines Ratsmit-

gliedes für einzelne Angelegenheiten die Öf-
fentlichkeit ausgeschlossen werden. Anträge 
und Vorschläge auf Ausschluss der Öffentlich-
keit dürfen nur in nicht öffentlicher Sitzung be-
gründet und beraten werden. Falls dem Antrag 
oder dem Vorschlag stattgegeben wird, ist die 
Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrich-
ten, dass in nicht öffentlicher Sitzung weiter 
verhandelt wird (§ 48 Abs. 2 S. 3 - 5 GO). 

 
(4) Personenbezogene Daten dürfen offenbart 

werden, soweit nicht schützenswerte Interessen 

Einzelner oder Belange des öffentlichen Wohls 
überwiegen; erforderlichenfalls ist die Öffent-
lichkeit auszuschließen.  

 
§ 7 

Vorsitz 
 
(1) Der/Die Bürgermeister/in führt den Vorsitz im 

Rat. Im Falle ihrer/seiner Verhinderung über-
nimmt sein/ihr/seine/ihre ihre Stellvertreterin/ 
den Vorsitz. Die Reihenfolge der Stellvertretung 
bestimmt sich aufgrund des Wahlergebnisses 
nach § 67 Abs. 2 GO. 

 
(2) Der/Die Bürgermeister/in hat die Sitzung sach-

lich und unparteiisch zu leiten. Er/Sie handhabt 
die Ordnung in der Sitzung und übt das Haus-
recht aus (§ 51 GO). 

 
 

§ 8 
Beschlussfähigkeit 

 
(1) Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der/die 

Bürgermeister/in die ordnungsgemäße Einberu-
fung sowie die Beschlussfähigkeit der Ver-
sammlung fest und lässt dies in der Nieder-
schrift vermerken. Der Rat ist beschlussfähig, 
wenn mehr als die Hälfte der gesetzlichen Mit-
gliederzahl anwesend ist. Er gilt als beschluss-
fähig, solange seine Beschlussunfähigkeit nicht 
festgestellt ist (§ 49 Abs. 1 GO). 

 
(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfä-

higkeit zurückgestellt worden und wird der Rat 
zur Behandlung über denselben Gegenstand 
einberufen, so ist er ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Erschienenen beschlussfähig, wenn 
bei der zweiten Einberufung auf diese Bestim-
mung ausdrücklich hingewiesen worden ist (§ 
49 Abs. 2 GO). 

 
 

§ 9 
Befangenheit von Ratsmitgliedern 

 
(1) Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach §§ 50 

Abs. 4, 43 Abs. 2, 31 GO von der Mitwirkung an 
der Beratung und Entscheidung ausgeschlos-
sen zu sein, so hat es den Ausschließungs-
grund vor Eintritt in die Verhandlung unaufge-
fordert dem/der Bürgermeister/in anzuzeigen 
und den Sitzungsraum zu verlassen; bei einer 
öffentlichen Sitzung kann das Ratsmitglied sich 
in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sit-
zungsraumes aufhalten. 

 
(2) In Zweifelsfällen entscheidet der Rat darüber, 

ob ein Ausschließungsgrund besteht. 
 
(3) Verstößt ein Ratsmitglied gegen die Offenba-

rungspflicht nach Abs. 1, so stellt der Rat dies 
durch Beschluss fest. Der Ratsbeschluss ist in 
die Niederschrift aufzunehmen. 

 
(4) Die Regelung gilt auch für den/die Bürgermeis-

ter/in mit der Maßgabe, dass er/sie die Befan-
genheit mit dem Stellvertretendem Bürgermeis-
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ter / der Stellvertretenden Bürgermeisterin vor 
Eintritt in die Verhandlungen anzeigt. 

 
 

§ 10 
Teilnahme an Sitzungen 

 
(1) Der/Die Bürgermeister/in nimmt an den Sitzun-

gen des Rates teil. Der/Die Bürgermeister/in ist 
berechtigt und auf Verlangen mindestens eines 
Fünftels der Ratsmitglieder oder einer Fraktion 
verpflichtet, zu einem Punkt der Tagesordnung 
vor dem Rat Stellung zu nehmen.  

 
(2) Die Ortsvorsteher/innen können an nichtöffent-

lichen Sitzungen teilnehmen, in denen Angele-
genheiten, die die Belange ihres/seines Bezirks 
berühren, zur Beratung und Entscheidung an-
stehen. Bei Teilnahme besteht nur Anspruch 
auf Ersatz des Verdienstausfalls. 

 
(3) Der/Die Gleichstellungsbeauftragte kann an 

nichtöffentlichen Sitzungen teilnehmen. 
 

(4) Mitglieder der Ausschüsse können an den 
nichtöffentlichen Sitzungen des Rates als Zuhö-
rer/in teilnehmen. Die Teilnahme als Zuhörer/in 
begründet keinen Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls und auf Zahlung von Sit-
zungsgeld (§ 48 Abs. 3 GO). 

 
(5) Der/Die Bürgermeister/in bestimmt, welche Be-

amten und Angestellten an den Sitzungen des 
Rates teilnehmen. 

 
 
b) Gang der Beratungen 

 
 

§ 11 
Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 

 
(1) Der Rat kann beschließen, 

a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte 
zu ändern, 

b) Tagesordnungspunkte zu teilen oder mitei-
nander zu verbinden, 

c) Tagesordnungspunkte abzusetzen.  
 

Die Verweisung eines zur Beratung in öffentli-
cher Sitzung vorgesehenen Tagesordnungs-
punktes in die nichtöffentliche Sitzung darf nur 
dann erfolgen, wenn es sich um eine geheim-
haltungsbedürftige Angelegenheit im Sinne von 
§ 6 Abs. 2 und Abs. 3 GeschO handelt. 

 
(2) Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch 

Beschluss des Rates erweitert werden, wenn 
es sich um Angelegenheiten handelt, die keinen 
Aufschub dulden oder die von äußerster Dring-
lichkeit sind (§ 48 Abs. 1 GO). Der Ratsbe-
schluss ist in die Niederschrift aufzunehmen. 

 
(3) Ist aufgrund des Vorschlags einer Fraktion oder 

eines Fünftels der Ratsmitglieder eine Angele-
genheit in die Tagesordnung aufgenommen 
worden, die nicht in den Aufgabenbereich der 
Stadt fällt, setzt der Rat durch Geschäftsord-

nungsbeschluss die Angelegenheit von der Ta-
gesordnung ab. Durch Geschäftsordnungsbe-
schluss kann der Rat auch darüber entschei-
den, ob dem/der Antragsteller/in Gelegenheit 
zur Erläuterung des Vorschlags gegeben wird. 

 
(4) Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, 

der eine Angelegenheit betrifft, die nicht in den 
Aufgabenbereich der Stadt fällt, ein Geschäfts-
ordnungsantrag nach Abs. 3 aus der Mitte des 
Rates nicht gestellt, stellt der/die Bürgermeis-
ter/in von Amts wegen den Antrag und lässt 
darüber abstimmen. 

 
 

§ 12 
Redeordnung 

 
(1) Der/Die Bürgermeister/in ruft jeden Punkt der 

Tagesordnung nach der vorgesehenen oder 
beschlossenen Reihenfolge unter Bezeichnung 
des Verhandlungsgegenstandes auf und stellt 
die Angelegenheit zur Beratung. Wird eine An-
gelegenheit beraten, die auf Vorschlag von ei-
nem Fünftel der Ratsmitglieder oder einer Frak-
tion in die Tagesordnung aufgenommen worden 
ist (§ 3 Abs. 1 dieser Geschäftsordnung), so ist 
zunächst den Antragstellern Gelegenheit zu 
geben, ihren Vorschlag zu begründen. Ist eine 
Berichterstattung vorgesehen, so erhält zu-
nächst der/die Berichterstatter/in das Wort. 

 
(2) Hinsichtlich der Angelegenheiten, die nicht in 

den Aufgabenbereich der Stadt fallen, gelten § 
11 Abs. 3 und 4. 

 
(3) Ein Ratsmitglied, das das Wort ergreifen will, 

hat sich durch Aufheben der Hand zu melden. 
Melden sich mehrere Ratsmitglieder gleichzei-
tig, so bestimmt der/die Bürgermeister/in die 
Reihenfolge der Wortmeldungen. 

 
(4) Außerhalb der Reihenfolge erhält ein Ratsmit-

glied das Wort, wenn es Anträge zur Ge-
schäftsordnung stellen will. 

 
(5) Dem/Der Gleichstellungsbeauftragten ist auf 

Verlangen innerhalb der Reihenfolge der Wort-
meldungen das Wort zu erteilen.  

 
(6) Der/Die Bürgermeister/in ist berechtigt, auch 

außerhalb der Reihenfolge das Wort zu ergrei-
fen. 

 
(7) Die Redezeit beträgt im Regelfalle höchstens 

zehn Minuten. Sie kann durch Beschluss des 
Rates verlängert oder verkürzt werden. Ein 
Ratsmitglied darf höchstens dreimal zum sel-
ben Punkt der Tagesordnung sprechen; Anträ-
ge zur Geschäftsordnung bleiben hiervon unbe-
rührt. 

 
 

§ 13 
Anträge zur Geschäftsordnung 

 
(1) Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit 

von jedem Ratsmitglied gestellt werden. Dazu 
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gehören insbesondere folgende Anträge: 
 

a) auf Schluss der Aussprache (§ 14), 
b) auf Schluss der Rednerliste (§ 14), 
c) auf Verweisung an einen Ausschuss oder 

an den/die Bürgermeister/in, 
d) auf Vertagung, 
e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der 

Sitzung 
f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der 

Öffentlichkeit, 
g) auf namentliche oder geheime Abstim-

mung, 
h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der 

Tagesordnung. 
 
(2) Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung gestellt, 

so darf noch je ein Ratsmitglied für und gegen 
diesen Antrag sprechen. Alsdann ist über den 
Antrag abzustimmen. In den Fällen des § 16 
Abs. 3 und Abs. 4 bedarf es keiner Abstim-
mung. 

 
(3) Über Anträge zur Geschäftsordnung hat der 

Rat gesondert vorab zu entscheiden. Werden 
mehrere Anträge zur Geschäftsordnung gleich-
zeitig gestellt, so ist über den jeweils weitestge-
henden Antrag zuerst abzustimmen. In Zwei-
felsfällen bestimmt der/die Bürgermeister/in die 
Reihenfolge der Abstimmung. 

 
§ 14 

Schluss der Aussprache, Schluss der 
 Rednerliste 

 
Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung 
beteiligt hat, kann verlangen, dass die Beratung des 
Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerlis-
te geschlossen wird. Wird ein solcher Antrag ge-
stellt, so gibt die/der Vorsitzende die bereits vorlie-
genden Wortmeldungen bekannt. 
 

§ 15 
Anträge zur Sache 

 
(1) Jedes Ratsmitglied und jede Fraktion sind be-

rechtigt, zu jedem Punkt der Tagesordnung An-
träge zu stellen, um eine Entscheidung des Ra-
tes in der Sache herbeizuführen (Anträge zur 
Sache). Hat eine Vorberatung in Ausschüssen 
des Rates stattgefunden, so steht ein gleiches 
Recht auch den beteiligten Ausschüssen zu. 
Die Anträge müssen einen abstimmungsfähi-
gen Beschlussentwurf enthalten. 

 
(2) Für Zusatz- und Änderungsanträge zu den 

nach Abs. 1 gestellten Anträgen gilt Abs. 1 Satz 
3 entsprechend. 

 
(3) Anträge nach den Absätzen 1 und 2, die Mehr-

ausgaben oder Mindereinnahmen gegenüber 
den Ansätzen des Haushaltsplanes zur Folge 
haben, müssen mit einem Deckungsvorschlag 
verbunden werden. 

 
 
 
 

§ 16 
Abstimmung 

 
(1) Nach Schluss der Aussprache stellt der/die 

Bürgermeister/in die zu dem Tagesordnungs-
punkt gestellten Sachanträge zur Abstimmung. 
Der weitestgehende Antrag hat Vorrang. In 
Zweifelsfällen bestimmt der/die Bürgermeis-
ter/in die Reihenfolge der Abstimmung. 

 
(2) Die Abstimmung erfolgt im Regelfalle durch 

Handzeichen. 
 
(3) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der 

Ratsmitglieder oder einer Fraktion erfolgt na-
mentliche Abstimmung. Bei namentlicher Ab-
stimmung ist die Stimmabgabe jedes Ratsmit-
glieds in der Niederschrift zu vermerken. 

 
(4) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der 

Ratsmitglieder wird geheim abgestimmt. Die 
geheime Abstimmung erfolgt durch Abgabe von 
Stimmzetteln. 

 
(5) Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl 

ein Antrag auf namentliche als auch auf gehei-
me Abstimmung gestellt, so hat der Antrag auf 
geheime Abstimmung Vorrang. 

 
(6) Das Abstimmungsergebnis wird von dem/der 

Bürgermeister/in bekannt gegeben und in der 
Niederschrift festgehalten. 

 
§ 17 

Fragerecht der Ratsmitglieder 
 
(1) Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftliche 

Anfragen, die sich auf Angelegenheiten der 
Stadt beziehen, an den/die Bürgermeister/in zu 
richten. Anfragen sind mindestens fünf Werkta-
ge vor Beginn der Ratssitzung dem/der Bür-
germeister/in zuzuleiten. Die Beantwortung hat 
schriftlich zu erfolgen, wenn der/die Fragestel-
ler/in es verlangt. 

 
(2) Jedes Ratsmitglied ist darüber hinaus berech-

tigt, nach Erledigung der Tagesordnung einer 
Ratssitzung bis zu zwei mündliche Anfragen, 
die sich nicht auf die Tagesordnung der betref-
fenden Ratssitzung beziehen dürfen, an den/die 
Bürgermeister/in zu richten. Die Frage muss ei-
ne Angelegenheit betreffen, die in den Aufga-
benbereich der Stadt fällt. Sie müssen kurz ge-
fasst sein und eine kurze Beantwortung ermög-
lichen. Der/Die Fragesteller/in darf jeweils nur 
eine Zusatzfrage stellen. Ist eine sofortige Be-
antwortung nicht möglich, kann der/die Frage-
steller/in auf eine Beantwortung in der nächsten 
Ratssitzung oder auf eine schriftliche Beantwor-
tung verwiesen werden. 

 
(3) Anfragen dürfen zurückgewiesen werden, wenn 
 

a) sie nicht den Bestimmungen der Abs. 1 
oder 2 entsprechen, 

b) die begehrte Auskunft dersel-
ben/demselben oder einer anderen Frage-
stellerin/einem anderen Fragesteller inner-
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halb der letzten sechs Monate bereits er-
teilt wurde, 

c) die Beantwortung offenkundig mit einem 
unverhältnismäßigen Aufwand verbunden 
wäre. 

 
(4) Eine Aussprache findet in der Regel nicht statt. 
 
 

§ 18 
Fragerecht von Einwohnerinnen/Einwohnern 

 
(1) Die Tagesordnung für die Ratssitzung hat den 

Tagesordnungspunkt "Anfragen der Einwoh-
ner/innen" zu Beginn einer jeden Sitzung zu 
enthalten. Jede/r Einwohner/in der Stadt ist be-
rechtigt, nach Aufruf des Tagesordnungspunk-
tes mündliche Anfragen an den/die Bürgermeis-
ter/in zu richten. Die Anfragen müssen sich auf 
Angelegenheiten der Stadt beziehen. 

 
(2) Melden sich mehrere Einwohner/innen gleich-

zeitig, so bestimmt der/die Bürgermeister/in die 
Reihenfolge der Wortmeldungen. Jede/r Frage-
steller/in ist berechtigt, höchstens zwei Zusatz-
fragen zu stellen. 

 
(3) Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Regel-

falle mündlich durch den/die Bürgermeister/in. 
Ist eine sofortige Beantwortung nicht möglich, 
so kann der/die Fragesteller/in auf schriftliche 
Beantwortung verwiesen werden. Eine Aus-
sprache findet nicht statt. 

 
§ 19 

Wahlen 
 
(1) Wahlen werden durch offene Abstimmung voll-

zogen. Die Abstimmung erfolgt im Regelfall 
durch Handzeichen. 
 

(2) Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein 
Ratsmitglied der offenen Abstimmung wider-
spricht, erfolgt die Wahl geheim durch Abgabe 
von Stimmzetteln. Auf dem Stimmzettel ist der 
Name des/der zu Wählenden anzugeben oder 
anzukreuzen. Unbeschriftete Stimmzettel gelten 
als Stimmenthaltung.  
 

(3) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der gültigen 
Stimmen erhalten hat. Erreicht niemand mehr 
als die Hälfte der Stimmen, so findet zwischen 
den Personen, welche die beiden höchsten 
Stimmzahlen erreicht haben, eine engere Wahl 
statt. Gewählt ist, wer in dieser engeren Wahl 
die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los (§ 50 
Abs. 2 GO). 

 
(4) Für die Besetzung von Ausschüssen des Rates 

gilt § 50 Abs. 3 GO. 
 
 
c) Ordnung in den Sitzungen 
 
 
 
 

§ 20 
Ordnungsgewalt und Hausrecht 

 
(1) In den Sitzungen des Rates handhabt der/die 

Bürgermeister/in die Ordnung und übt das 
Hausrecht aus. Seiner/Ihrer Ordnungsgewalt 
und seinem/ihrem Hausrecht unterliegen - vor-
behaltlich der §§ 21 - 23 dieser Geschäftsord-
nung - alle Personen, die sich während einer 
Ratssitzung im Sitzungssaal aufhalten. Wer 
sich ungebührlich benimmt oder sonst die Wür-
de der Versammlung verletzt, kann von 
dem/der Bürgermeister/in zur Ordnung gerufen 
und notfalls aus dem Sitzungssaal gewiesen 
werden. 

 
(2) Entsteht während einer Sitzung des Rates unter 

den Zuhörerinnen/Zuhörern störende Unruhe, 
so kann der/die Bürgermeister/in nach vorheri-
ger Abmahnung den für die Zuhörer/innen be-
stimmten Teil des Sitzungssaales räumen las-
sen, wenn die störende Unruhe auf andere 
Weise nicht zu beseitigen ist. 

 
 

§ 21 
Ordnungsruf und Wortentziehung 

 
(1) Redner/innen, die vom Thema abschweifen, 

kann der/die Bürgermeister/in zur Sache rufen. 
 
(2) Redner/innen, die ohne Worterteilung das Wort 

an sich reißen oder die vorgeschriebene Rede-
zeit trotz entsprechender Abmahnung über-
schreiten, kann der/die Bürgermeister/in zur 
Ordnung rufen. 

 
(3) Hat ein/e Redner/in bereits zweimal einen Ruf 

zur Sache (Abs. 1) oder einen Ordnungsruf 
(Abs. 2) erhalten, so kann der/die Bürgermeis-
ter/in ihm/ihr das Wort entziehen, wenn der/die 
Redner/in Anlass zu einer weiteren Ordnungs-
maßnahme gibt. Einem/Einer Redner/in, 
dem/der das Wort entzogen ist, darf es in der-
selben Ratssitzung zu dem betreffenden Ta-
gesordnungspunkt nicht wieder erteilt werden. 

 
§ 22 

Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss 
aus der Sitzung 

 
Einem Ratsmitglied, das sich ungebührlich benimmt 
oder die Würde der Versammlung verletzt, können 
durch Beschluss des Rates die auf den Sitzungstag 
entfallenden Entschädigungen (§ 45 Abs. 4 und 5 
GO) entzogen werden. Setzt das Ratsmitglied 
sein/ihr ordnungswidriges Verhalten fort, so kann es 
für einen im Beschluss festzulegenden Zeitraum 
von dieser und weiteren Ratssitzungen ausge-
schlossen werden. Der Ausschluss bewirkt, dass 
das Ratsmitglied für den festgelegten Zeitraum auch 
an den Sitzungen der Ausschüsse nicht teilnehmen 
darf. 
 

§ 23 
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 

 
(1) Gegen Ordnungsmaßnahmen nach § 22 dieser 
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Geschäftsordnung steht dem/der Betroffenen 
der Einspruch zu. Dieser ist spätestens inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe der Ent-
scheidung schriftlich bei der Bürgermeiste-
rin/dem Bürgermeister einzulegen.  

 
(2) Über die Berechtigung der Ordnungsmaßnah-

me befindet alsdann der Rat in der nächsten 
Sitzung ohne die Stimme der Betroffenen/des 
Betroffenen. Dieser/Diesem ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Die Entscheidung 
des Rates ist dem/der Betroffenen zuzustellen. 

 
 
3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrich-

tung der Öffentlichkeit 
 

§ 24 
Niederschrift 

 
(1) Über die im Rat gefassten Beschlüsse ist durch 

den/die Schriftführer/in eine Niederschrift auf-
zunehmen. Die Niederschrift muss enthalten: 

 
a) die Namen der anwesenden und der feh-

lenden Ratsmitglieder, 
b) die Namen der sonstigen an den Beratun-

gen teilnehmenden Personen, 
c) Ort und Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, 

einer etwaigen Unterbrechung und der Be-
endigung der Sitzung, 

d) die behandelten Beratungsgegenstände, 
e) die gestellten Anträge, 
f) die gefassten Beschlüsse und die Ergeb-

nisse von Wahlen. 
 
(2) Die Niederschrift soll eine gedrängte Wiederga-

be des Verhandlungsverlaufs enthalten. 
 
(3) Der/Die Schriftführer/in wird vom Rat bestellt. 

Soll ein/e Bedienstete/r der Stadtverwaltung 
bestellt werden, so erfolgt die Bestellung auf 
Vorschlag der Bürgermeisterin/des Bürgermeis-
ters. 

 
(4) Die Niederschrift wird von dem/der Bürgermeis-

ter/in und dem/der Schriftführer/in unterzeich-
net. Verweigert einer der Genannten die Unter-
schrift, so ist dies in der Niederschrift zu ver-
merken. Die Niederschrift ist allen Ratsmitglie-
dern und Ortsvorsteherinnen/Ortsvorstehern, 
soweit sie dem Rat nicht angehören, in der 
Form zuzuleiten, wie die Einberufung erfolgt. 
Dabei ist sicherzustellen, dass unberechtigte 
Dritte keinen Zugriff auf den Teil der Nieder-
schrift nehmen können, die in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt wurden. 

 
 
    § 25 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 
 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der vom Rat ge-

fassten Beschlüsse ist die Öffentlichkeit in ge-
eigneter Weise zu unterrichten. Dies kann 
dadurch geschehen, dass der/die Bürgermeis-
ter/in den Wortlaut eines vom Rat gefassten 
Beschlusses in öffentlicher Sitzung verliest und 

ihn erforderlichenfalls außerdem im unmittelba-
ren Anschluss an die Sitzung der örtlichen 
Presse zugänglich macht. 

 
(2) Die Unterrichtung nach den vorstehenden Ab-

sätzen gilt grundsätzlich auch für Beschlüsse 
des Rates, die in nichtöffentlicher Sitzung ge-
fasst werden, es sei denn, dass der Rat im Ein-
zelfall ausdrücklich etwas anderes beschlossen 
hat. 

 
 
 
II. Geschäftsführung der Ausschüsse 
 

§ 26 
Grundregel 

 
Auf das Verfahren in den Ausschüssen finden 
grundsätzlich die für den Rat geltenden Vorschriften 
entsprechende Anwendung, soweit nicht § 27 dieser 
Geschäftsordnung abweichende Regelungen ent-
hält. 
 
 

§ 27 
Abweichungen für das Verfahren der Ausschüs-

se 
 
(1) Der/Die Ausschussvorsitzende/r setzt die Ta-

gesordnung im Benehmen mit dem/der Bür-
germeister/in fest (§ 58 Abs. 2 Satz 2 GO). 
Der/Die Ausschussvorsitzende ist auf Verlan-
gen des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 
bzw. auf Antrag einer Fraktion verpflichtet, ei-
nen Gegenstand in die Tagesordnung aufzu-
nehmen. 

 
(2) Über Zeit, Ort und Tagesordnung der Aus-

schusssitzungen unterrichtet der/die Bürger-
meister/in die Öffentlichkeit in geeigneter Wei-
se, ohne dass es einer öffentlichen Bekannt-
machung nach § 4 dieser Geschäftsordnung 
bedarf. 

 
(3) Ratsmitglieder und Ortsvorsteher/innen, die 

dem Ausschuss nicht als Mitglied oder stellv. 
Mitglied angehören, erhalten zur Information die 
Tagesordnung ohne Beratungsvorlage. Sofern 
Angelegenheiten zur Beratung anstehen, die 
die Belange eines Stadtbezirks berühren, sind 
die Beratungsvorlagen der Einladung an 
den/die Ortsvorsteher/in beizufügen. 

 
(4) Die Beschlussfähigkeit von Ausschüssen ist 

über § 8 Abs. 1 Satz 2 dieser Geschäftsord-
nung hinaus nur dann gegeben, wenn die Zahl 
der anwesenden Ratsmitglieder die Zahl der 
anwesenden sachkundigen Bürger/innen 
(stimmberechtigte Ausschussmitglieder nach § 
58 Abs. 3 GO) übersteigt; Ausschüsse gelten 
auch insoweit als beschlussfähig, solange ihre 
Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist. 

 
(5) Der/Die Bürgermeister/in ist berechtigt und auf 

Verlangen eines Ausschusses in Angelegenhei-
ten ihres Geschäftsbereichs verpflichtet, an 
dessen Sitzungen teilzunehmen. Der/Die Bür-
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germeister/in ist berechtigt und auf Verlangen 
mindestens eines Fünftels der Ausschussmit-
glieder oder einer Fraktion verpflichtet, zu ei-
nem Punkt der Tagesordnung vor dem Aus-
schuss Stellung zu nehmen. 

 
(6) Der/Die Bürgermeister/in ist zu allen Aus-

schusssitzungen einzuladen. Er/Sie hat das 
Recht, mit beratender Stimme an den Sitzun-
gen teilzunehmen; ihm/ihr ist auf Verlangen je-
derzeit das Wort zu erteilen. 

 
(7) Die Niederschriften der Ausschusssitzungen 

sind dem/der Bürgermeister/in, den Ratsmit-
gliedern und den Ortsvorsteherinnen/den Orts-
vorstehern, soweit sie dem Ausschuss nicht als 
Mitglied oder stellv. Mitglied angehören, in der 
Form zuzuleiten, wie auch die Einberufung er-
folgt. Dabei ist sicherzustellen, dass unberech-
tigte Dritte keinen Zugriff auf den Teil der Nie-
derschrift nehmen können, die in nichtöffentli-
cher Sitzung behandelt werden. 

 
(8) Ratsmitglieder können an den nichtöffentlichen 

Sitzungen auch solcher Ausschüsse teilneh-
men, denen sie nicht angehören. Sachkundige 
Bürger/innen und sachkundige Einwoh-
ner/innen, die zu stellvertretenden Ausschuss-
mitgliedern gewählt worden sind, können an 
den nichtöffentlichen Sitzungen dieses Aus-
schusses als Zuhörer/innen teilnehmen. Im Üb-
rigen gilt § 10 Abs. 3 dieser Geschäftsordnung 
entsprechend. 

 
(9) Die §§ 5, 17 und 18 dieser Geschäftsordnung 

finden auf Ausschüsse keine Anwendung. 
 
 

§ 28 
Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbe-

fugter Ausschüsse 
 
(1) Beschlüsse von Ausschüssen mit Entschei-

dungsbefugnis können erst durchgeführt wer-
den, wenn innerhalb von drei Tagen, den Tag 
der Beschlussfassung nicht eingerechnet, we-
der von dem/der Bürgermeister/in noch von 
mindestens einem Fünftel der Ausschussmit-
glieder schriftlich Einspruch eingelegt worden 
ist. 

 
(2) Über den Einspruch entscheidet der Rat. 
 
 
 
 
III. Fraktionen 
 

§ 29 
Bildung von Fraktionen 

 
(1) Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von 

Mitgliedern Rates. Eine Fraktion muss aus min-
destens zwei Ratsmitgliedern bestehen. Jedes 
Ratsmitglied kann nur einer Fraktion angehö-
ren. 

 

(2) Die Bildung einer Fraktion ist dem/der Bürger-
meister/in von dem/der Fraktionsvorsitzenden 
schriftlich anzuzeigen. Die Mitteilung muss die 
genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen 
des/der Fraktionsvorsitzenden und seines/ihres 
Stellvertreters / seiner/ihrer Stellvertreterin so-
wie aller der Fraktion angehörenden Ratsmit-
glieder enthalten. Ferner ist anzugeben, wer 
berechtigt ist, für die Fraktionen Anträge zu 
stellen und sonstige Erklärungen abzulegen.  
Unterhält die Fraktion eine Geschäftsstelle, so 
hat die Mitteilung auch die Anschrift der Ge-
schäftsstelle zu enthalten. 

 
(3) Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehören, 

können von einer Fraktion als Hospitanten auf-
genommen werden. Bei der Feststellung der 
Mindeststärke einer Fraktion zählen Hospitan-
ten nicht mit. 

 
(4) Die Auflösung einer Fraktion, der Wechsel im 

Fraktionsvorsitz (stellvertretenden Fraktions-
vorsitz) sowie die Aufnahme und das Ausschei-
den von Mitgliedern sind dem/der Bürgermeis-
ter/in von dem/der Fraktionsvorsitzenden eben-
falls schriftlich anzuzeigen. 

 
(5) Die Fraktionen haben hinsichtlich der Verarbei-

tung personenbezogener Daten (i. S. d. § 3 
Abs. 1 und 2 Datenschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen) die erforderlichen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen zu treffen, um 
eine den Vorschriften des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen entsprechende Datenver-
arbeitung sicherzustellen. Sie sind verpflichtet, 
bei der Auflösung der Fraktion die aus der Frak-
tionsarbeit erlangten personenbezogenen Da-
ten zu löschen (§ 19 Abs. 3 b Datenschutzge-
setz Nordrhein-Westfalen). 

 
 

§ 30 
Informationsrecht der Fraktionen 

 
(1) Zur Vorbereitung ihrer Beratungen können die 

Fraktionen im Rahmen ihrer Aufgaben von 
dem/der Bürgermeister/in Auskünfte über die 
von dieser/diesem oder in ihrem/seinem Auftrag 
gespeicherten Daten verlangen, soweit der Da-
tenübermittlung nicht Rechtsvorschriften, ins-
besondere Bestimmungen der Datenschutzge-
setze, entgegenstehen. 

 
(2) Das Auskunftsersuchen ist durch die Vorsitzen-

de/den Vorsitzenden der Fraktion schriftlich un-
ter wörtlicher Wiedergabe des Fraktionsbe-
schlusses an den/die Bürgermeister/in zu rich-
ten. 

 
 
IV. Datenschutz 
 

§ 31 
Datenschutz 

 
Die Mitglieder des Rates und der Ausschüsse, die 
im Rahmen der Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tä-
tigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die per-
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sonenbezogene Daten enthalten, haben bzw. von 
ihnen Kenntnis erlangen, dürfen solche Daten nur 
zu dem jeweiligen, der rechtmäßigen Aufgabenerfül-
lung dienenden Zweck verarbeiten oder offenbaren. 
 
Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über 
persönliche oder sachliche Verhältnisse einer be-
stimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. 
 
Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstücke, au-
tomatisierten Dateien und sonstige Datenträger, die 
als solche gekennzeichnet sind oder personenbe-
zogene Daten enthalten. Hierzu zählen auch mit 
vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang ste-
hende handschriftliche oder andere Notizen. 
 
 

§ 32 
Datenverarbeitung 

 
Die Mitglieder des Rates und der Ausschüsse sind 
verpflichtet, vertrauliche Unterlagen so aufzubewah-
ren, dass sie ständig vor Kenntnisnahme und Zugriff 
Dritter (z.B. Familienangehörige, Besucher, Partei-
freunde, Nachbarn etc.) gesichert sind. Dieses gilt 
auch für den Transport der Unterlagen. In begrün-
deten Einzelfällen ist dem/der Bürgermeister/in auf 
Verlangen Auskunft über die getroffenen Datensi-
cherheitsmaßnahmen zu geben. 
 
Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder 
Mitteilung über den Inhalt an Dritte, ausgenommen 
im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an 
den/die Stellvertreter/in, ist nicht zulässig. Dies gilt 
auch für die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem 
Rat.  
 
Die Mitglieder des Rates und der Ausschüsse sind 
bei einem Auskunftsersuchen eines/einer Betroffe-
nen nach dem Landesdatenschutzgesetz NRW ver-
pflichtet, dem/der Bürgermeister/in auf Anfrage 
schriftlich Auskunft über die bei ihnen aufgrund die-
ser Tätigkeit zu einer bestimmten Person gespei-
cherten Daten zu erteilen (§ 18 Abs. 1 Landesda-
tenschutzgesetz NRW). 
 
Vertrauliche Unterlagen sind unverzüglich und dau-
erhaft zu vernichten bzw. zu löschen, wenn diese 
für die Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt wer-
den. 
 
Bei vertraulichen Beschlussunterlagen einschließ-
lich aller damit in Zusammenhang stehenden Unter-
lagen ist dieses regelmäßig anzunehmen, wenn die 
Niederschrift über die Sitzung, in der der jeweilige 
Tagesordnungspunkt abschließend behandelt wur-
den, genehmigt ist. 
 
Bei Ausscheiden aus dem Rat oder einem Aus-
schuss sind alle vertraulichen Unterlagen sofort 
dauerhaft zu vernichten bzw. zu löschen. 
 
Die Unterlagen können auch der Verwaltung zur 
Vernichtung bzw. Löschung übergeben werden. 
 
Die ausgeschiedenen Rats- bzw. Ausschussmitglie-
der haben die Vernichtung bzw. die Löschung aller 

vertraulichen Unterlagen gegenüber dem/der Bür-
germeister/in schriftlich zu bestätigen. 
 
 
V. Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 
 

§ 33 
Schlussbestimmungen 

 
Jedem Mitglied des Rates und der Ausschüsse ist 
eine Ausfertigung dieser Geschäftsordnung auszu-
händigen. Wird die Geschäftsordnung während der 
Wahlzeit geändert, so ist auch die geänderte Fas-
sung auszuhändigen. 
 

§ 34 
Inkrafttreten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tage nach 
der Beschlussfassung durch den Rat in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die frühere Geschäftsordnung vom 
02.11.2009 außer Kraft. 
 
 

 
Hauptsatzung der Stadt Altena (Westf.) 

vom 23.06.2014  1) 
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Präambel 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 
41 Abs. 2 Buchst. f der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30. Juni 2009 (GV. NRW. 2009 S. 380ff.) hat der 
Rat der Stadt Altena (Westf.) am 02.11.2009 mit der 
Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Ratsmitglieder 
die folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Name, Bezeichnung, Gebiet 

 
Die politische Gemeinde Altena führt den Namen 
"Stadt Altena (Westf.)". 
 
Das Gebiet der Stadt Altena (Westf.) umfasst eine 
Fläche von 44,42 km². 
 
 

§ 2 
Wappen, Flagge, Siegel 

 
(1) Die Stadt führt das traditionelle Altenaer Stadt-

wappen. Es zeigt in goldenem Felde den mär-
kischen, in drei Reihen von rot und silber ge-
schachten Querbalken, über dem Querbalken 
wachend die Heilige Katharina von Alexandria 
in rotem Kleid und blauem Mantel, auf dem 
Kopfe die Grafenkrone, in der rechten Hand ein 
silbernes Schwert und in der linken Hand das 
hölzerne Richtrad mit silbernen sichelförmig 
gekrümmten Spitzen haltend. 

 
(2) Die Stadtflagge ist weißrot gleichbreit gestreift, 

in der Mitte, etwas nach der Stangenseite hin 
verschoben, befindet sich ein weißes Feld mit 
dem Stadtwappen, darunter steht in schwarzer 
Schrift "Stadt Altena (Westf.)". Die Höhe des 
Flaggentuches verhält sich zu seiner Länge wie 
2:5. 

 
(3) Das Dienstsiegel der Stadt Altena wird durch 

das Stadtwappen und die Umschrift "Stadt 
Altena (Westf.)" gebildet. Das Dienstsiegel 
gleicht in Form und Größe dem dieser Haupt-
satzung beigefügtem Siegel.  

 
 

 
§ 3 

Einteilung des Stadtgebietes in Bezirke 
 
(1) Innerhalb des Stadtgebietes werden folgende 

Stadtteile gebildet: Dahle, Evingsen und Rah-
mede. Die räumliche Abgrenzung der Bezirke 
ergibt sich aus der als Anlage beigefügten Kar-
te, die Bestandteil dieser Hauptsatzung ist. 

 
(2) Für jeden Bezirk wird vom Rat ein/e Ortsvor-

steher/in gewählt. Die Wahl erfolgt für die Dau-
er der Wahlzeit des Rates. Der/Die Ortsvorste-
her/in muss in dem Bezirk, für den er/sie be-
stellt wird, wohnen und dem Rat angehören o-
der angehören können. Der/Die Bürgermeis-

ter/in und sein/ihr/seine/ihre Stellvertreter/in sol-
len nicht zum/zur Ortsvorsteher/in gewählt wer-
den. 

 
(3) Der/Die Ortsvorsteher/in hat die Belange seines 

Bezirkes gegenüber dem Rat wahrzunehmen. 
Im Rahmen dieser Aufgabe ist er/sie jederzeit 
berechtigt und verpflichtet, Wünsche, Anregun-
gen und Beschwerden aus seinem Bezirk auf-
zugreifen und an den Rat oder an den für die 
Entscheidung der Angelegenheit zuständigen 
Ausschuss weiterzuleiten. Der Rat bzw. der 
Ausschuss soll den/die Ortsvorsteher/in vor der 
Entscheidung über Angelegenheiten, die Be-
lange der Ortschaft berühren, hören. Die Anhö-
rung kann sowohl schriftlich als auch mündlich 
erfolgen. Sie soll mündlich erfolgen, wenn 
der/die Ortsvorsteher/in in einer Angelegenheit 
dem Rat Wünsche, Anregungen oder Be-
schwerden vorgetragen hat. 

 
(4) Der/Die Bürgermeister/in kann den/die Ortsvor-

steher/in mit der Erledigung bestimmter Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung beauftragen. 
Der/Die Ortsvorsteher/in führt diese Geschäfte 
in Verantwortung gegenüber dem/der Bürger-
meister/in durch. 

 
(5) Zur Abgeltung des ihm/ihr durch die Wahrneh-

mung seiner/ihrer Aufgaben entstehenden Auf-
wandes erhält er/sie eine monatliche Auf-
wandsentschädigung nach Maßgabe der Ent-
schädigungsverordnung. Daneben steht 
dem/der Ortsvorsteher/in Ersatz des Verdienst-
ausfalls nach Maßgabe des § 39 Abs. 7 Satz 7 
i. V. m. § 45 Abs. 1 GO zu. 

 
(6) Der/Die Bürgermeister/in ist gehalten, den/die 

Ortsvorsteher/in in geeigneten Fällen für den 
Bereich seiner/ihrer Ortschaft an der Wahr-
nehmung repräsentativer Aufgaben und Ver-
pflichtungen zu beteiligen. 

 
 

§ 4 
Bezeichnung von Stadtteilen in 

Personenstandsbüchern und -urkunden 
 
(1) Für die Bezeichnung in Personenstandsbü-

chern und -urkunden werden folgende Stadt-
teilbezeichnungen festgelegt: 

 
Dahle, Evingsen, Rahmede. 

 
(2) Die räumlichen Abgrenzungen der in Abs. 1 be-

zeichneten Stadtteile ergeben sich aus der dem 
§ 3 Abs. 1 beigefügten Karte. 

 
 

§ 5 
Unterrichtung der Einwohner nach § 23  

Gemeindeordnung 
 
(1) Der Rat hat die Einwohner/innen über allge-

mein bedeutsame Angelegenheiten der Stadt 
zu unterrichten. Die Unterrichtung hat möglichst 
frühzeitig zu erfolgen. Über die Art und Weise 
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der Unterrichtung entscheidet der Rat von Fall 
zu Fall. 

 
(2) Eine Einwohnerversammlung soll insbesondere 

stattfinden, wenn es sich um Planungen oder 
Vorhaben der Stadt handelt, die die strukturelle 
Entwicklung der Stadt unmittelbar und nachhal-
tig beeinflussen oder die mit erheblichen Aus-
wirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern 
verbunden sind. Die Einwohnerversammlung 
kann auf Teile des Stadtgebietes beschränkt 
werden. 

 
(3) Hat der Rat die Durchführung einer Einwohner-

versammlung beschlossen, so setzt der/die 
Bürgermeister/in Zeit und Ort der Versammlung 
fest und lädt alle Einwohner/innen durch öffent-
liche Bekanntmachung ein. Die in der Ge-
schäftsordnung für die Einberufung des Rates 
festgelegten Ladungsfristen gelten entspre-
chend. Der/Die Bürgermeister/in führt den Vor-
sitz in der Versammlung. Zu Beginn der Ver-
sammlung unterrichtet der/die Bürgermeister/in 
die Einwohner/innen über Grundlagen, Ziele, 
Zwecke und Auswirkungen der Planung bzw. 
des Vorhabens. Anschließend haben die Ein-
wohner/innen Gelegenheit, sich zu den Ausfüh-
rungen zu äußern. Eine Beschlussfassung fin-
det nicht statt. Der Rat ist über das Ergebnis 
der Einwohnerversammlung in seiner nächsten 
Sitzung zu unterrichten. 

 
§ 6 

Sonstige Einwohnerversammlungen 
 

(1) Der/Die Bürgermeister/in kann zu Einwohner-
versammlungen einladen, die ausschließlich 
zum Ziel haben, Einwohnern Gelegenheit zu 
geben, ihr Anliegen vorzutragen. 

 
(2) Das Recht des Bürgermeisters/der Bürger-

meister/in, die Einwohner/innen zu informieren 
und insbesondere im Rahmen der Erledigung 
der Geschäfte der laufenden Verwaltung Ein-
wohnerversammlungen einzuberufen, bleibt 
unberührt. 

 
 

§ 7 
Anregungen und Beschwerden 

 
(1) Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Ge-

meinschaft mit anderen schriftlich mit Anre-
gungen oder Beschwerden an den Rat zu 
wenden (Bürgerantrag). Der Bürgerantrag 
muss eine Angelegenheit betreffen, die in den 
Aufgabenbereich der Stadt fällt. 

 
(2) Anregungen und Beschwerden, die nicht in 

den Aufgabenbereich der Stadt Altena 
(Westf.) fallen, sind von dem/der Bürgermeis-
ter/in an die zuständige Stelle weiterzuleiten. 
Der/Die Antragsteller/in ist hierüber zu unter-
richten. 

 
(3) Eingaben von Bürgern, die weder Anregungen 

noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. 
Fragen, Erklärungen, Ansichten etc.), sind 

ohne Beratung von dem/der Bürgermeister/in 
zurückzugeben. 

 
(4) Für die Erledigung von Anregungen und Be-

schwerden im Sinne von Abs. 1 bestimmt der 
Rat den Hauptausschuss. 

 
(5) Der für die Erledigung von Anregungen und 

Beschwerden zuständige Hauptausschuss hat 
den Bürgerantrag inhaltlich zu prüfen. Danach 
überweist er immer an die zur Entscheidung 
berechtigte Stelle, soweit er nicht selber zu-
ständig ist. Bei der Überweisung kann er 
Empfehlungen aussprechen, an die die zur 
Entscheidung berechtigte Stelle nicht gebun-
den ist. 

 
(6) Das Recht des Rates, die Entscheidung einer 

Angelegenheit, die den Gegenstand eines 
Bürgerantrages bildet, an sich zu ziehen (§ 41 
Abs. 2 S. 3 GO), bleibt unberührt.  

 
(7) Dem Antragsteller kann aufgegeben werden, 

den Antrag in der für eine ordnungs- 
gemäße Beratung erforderliche Anzahl einzu-
reichen. Die Beratung kann in diesem Fall  
bis zur Einreichung der notwendigen Unterla-
gen ausgesetzt werden.    

 
(8) Von einer Prüfung des Bürgerantrages soll   

abgesehen werden, 
a) wenn sein Inhalt einen Straftatbestand er-

füllt, 
b) wenn er gegenüber einem bereits geprüf-

ten Bürgerantrag kein neues Sachvor-
bringen enthält. 

 
(9) Der/Die Antragsteller/in ist über die Stellung-

nahme des nach Abs. 4 zuständigen Aus-
schusses durch den/die Bürgermeister/in zu 
unterrichten. 

 
 

§ 8 
Mitwirkung der ausländischen Mitbürger/innen 

 
(1) Der/Die Bürgermeister/in führt regelmäßig 

Gespräche mit ausländischen Mitbürgern und 
Mitbürgerinnen und deren Vertretungen und 
berichtet dem Rat darüber. 

 
(2) Die ausländischen Mitbürger/innen und deren 

Vertretungen sind über die sie betreffenden 
Beschlüsse des Rates und der Ausschüsse zu 
unterrichten. 

 
§ 9 

Bezeichnung des Rates und der Ratsmitglieder 
 
(1) Der Rat führt die Bezeichnung: Rat der Stadt 

Altena (Westf.). 
 
(2) Die männlichen Mitglieder des Rates führen die 

Bezeichnung Ratsherr. Weibliche Ratsmitglie-
der führen die Bezeichnung Ratsfrau. 
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§ 10 
Dringlichkeitsentscheidungen 

 
Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptausschus-
ses oder des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 
mit einem Ratsmitglied (§ 60 Abs. 1 und 2 GO) be-
dürfen der Schriftform. 
 
 

§ 11 
Ausschüsse 

 
(1) Der Rat beschließt, welche Ausschüsse außer 

den in der Gemeindeordnung oder in anderen 
gesetzlichen Vorschriften vorgeschriebenen 
Ausschüssen gebildet werden. 
Sachkundige Bürgerinnen und Bürger in Aus-
schüssen werden vertreten durch direkt be-
nannte Stellvertreterinnen/Stellvertreter. Sofern 
diese verhindert sind, erfolgt die Vertretung 
durch ein Ratsmitglied. Diese Vertretung richtet 
sich nach alphabetischer Reihenfolge innerhalb 
jeder Fraktion. 

 
(2) Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse all-

gemeine Richtlinien aufstellen. 
 
(3) Die Aufgaben des Finanzausschusses werden 

vom Hauptausschuss wahrgenommen. 
 
(4) Die Aufgaben nach dem Denkmalschutzgesetz 

werden dem Ausschuss für Stadtentwicklung 
zugewiesen. An den Sitzungen des Ausschus-
ses soll bei Behandlung von Aufgaben nach 
dem Denkmalschutzgesetz als sachverständi-
ge/r Bürger/in (§ 23 Abs. 2 Denkmalschutzge-
setz) der/die jeweils zuständige Ortsheimatpfle-
ger/in als Gast teilnehmen. 

 
(5) Der Rat überträgt vorbehaltlich der Bestimmun-

gen in § 14 "Bürgermeister/in" dem Hauptaus-
schuss grundsätzlich die Entscheidung aller 
übertragbaren Angelegenheiten, soweit der Rat 
sie nicht anderen Ausschüssen überträgt. 

 
(6) Der Rat kann jederzeit die dem Hauptaus-

schuss übertragenen Entscheidungen an sich 
ziehen oder die Übertragung aufheben. 

 
(7) Der Rat ermächtigt die Ausschüsse in Angele-

genheiten ihres Aufgabenbereiches, die Ent-
scheidung im Einzelfall dem/der Bürgermeis-
ter/in zu übertragen. 

 
(8) Die Vorsitzenden der Ausschüsse können von 

dem/der Bürgermeister/in jederzeit Auskunft 
über die Angelegenheiten verlangen, die zum 
Aufgabenbereich ihres Ausschusses gehören; 
sie haben insoweit zum Zwecke der Unterrich-
tung ihres Ausschusses auch das Recht auf Ak-
teneinsicht. 

 
 

§ 12 
Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz 
 
(1) Die Ratsmitglieder erhalten eine Aufwandsent-

schädigung in Form eines monatlichen Pau-

schalbetrages nach Maßgabe der Entschädi-
gungsverordnung. 

 
(2) Sachkundige Bürger/innen und sachkundige 

Einwohner/innen erhalten für die Teilnahme an 
Ausschuss- und Fraktionssitzungen ein Sit-
zungsgeld nach Maßgabe der Entschädigungs-
verordnung. Dies gilt unabhängig vom Eintritt 
des Vertretungsfalles auch für die Teilnahme an 
Fraktionssitzungen als stellvertretendes Aus-
schussmitglied. Die Anzahl der Fraktionssitzun-
gen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird 
auf 12 Sitzungen im Jahr beschränkt. 

 
(3) Rats- und Ausschussmitglieder haben An-

spruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, soweit 
sie während der Arbeitszeit erforderlich ist. Der 
Verdienstausfall wird für jede Stunde der ver-
säumten regelmäßigen Arbeitszeit berechnet, 
wobei die letzte angefangene Stunde voll zu 
rechnen ist. Der Anspruch wird wie folgt abge-
golten: 

 
a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder er-

halten einen Regelstundensatz, es sei 
denn, dass sie ersichtlich keine finanziel-
len Nachteile erlitten haben. Der Regel-
stundensatz wird auf 8,50 EURO festge-
setzt.  

 
b) Unselbstständigen wird im Einzelfall der 

den Regelstundensatz übersteigende 
Verdienstausfall gegen entsprechenden 
Nachweis, z. B. durch Vorlage einer Be-
scheinigung des Arbeitgebers/der Arbeit-
geberin, ersetzt. 

 
c) Selbstständige können eine besondere 

Verdienstausfallpauschale je Stunde er-
halten, sofern sie einen den Regelsatz 
übersteigenden Verdienstausfall glaub-
haft machen. Die Glaubhaftmachung er-
folgt durch eine schriftliche Erklärung 
über die Höhe des Einkommens, in der 
die Richtigkeit der gemachten Angaben 
versichert wird. 

 
d) Personen, die einen Haushalt mit min-

destens zwei Personen führen, von de-
nen eine ein Kind von unter 14 Jahren 
oder eine anerkannt pflegebedürftige 
Person nach § 14 SGB XI ist, oder einen 
Haushalt mit mindestens drei Personen 
führen und nicht oder weniger als 20 
Stunden pro Woche erwerbstätig sind, 
erhalten für die Zeit der mandatsbeding-
ten Abwesenheit vom Haushalt mindes-
tens den Regelstundensatz. Auf Antrag 
werden statt des Regelstundensatzes die 
notwendigen Kosten für eine Vertretung 
im Haushalt ersetzt. 

 
e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die 

außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit 
aufgrund der mandatsbedingten Abwe-
senheit vom Haushalt notwendig werden, 
werden auf Antrag in Höhe der nachge-
wiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreu-
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ungskosten werden nicht erstattet bei 
Kindern, die das 14. Lebensjahr vollendet 
haben, es sei denn, besondere Umstän-
de des Einzelfalls werden glaubhaft 
nachgewiesen. 
 

f) In keinem Fall darf der Verdienstaus-
fallersatz den Betrag von 20,00 EURO je 
Stunde überschreiten.  

 
g) Stellvertretende Bürgermeister/innen 

nach § 67 Abs. 1 GO und Fraktionsvor-
sitzende -bei Fraktionen mit mindestens 
10 Mitgliedern auch ein/e stellvertreten-
de/r Vorsitzende/er- erhalten neben den 
Entschädigungen, die den Ratsmitglie-
dern nach § 45 GO NW zustehen, eine 
Aufwandsentschädigung nach Maßgabe 
der EntschVO. 

 
Die in diesem Absatz genannten Beträge sind nach 
den Regeln der Entschädigungsverordnung zukünf-
tig regelmäßig anzupassen.  
 
(4) Als regelmäßige Arbeitszeit im Sinne von Abs. 

3 Satz 2 gilt für Hausfrauen und Selbstständige 
die Zeit von 08.00 - 18.00 Uhr mit Ausnahme 
einer einstündigen Pause von 12.00 - 13.00 Uhr 
an Werktagen. 

 
§ 13 

Genehmigung von Rechtsgeschäften 
 
(1) Verträge der Stadt mit Mitgliedern des Rates 

oder der Ausschüsse sowie mit dem/der Bür-
germeister/in und den leitenden Dienstkräften 
der Stadt bedürfen der Genehmigung des Ra-
tes. 

 
(2) Keiner Genehmigung bedürfen: 
 

a) Verträge, die auf der Grundlage festste-
hender Tarife abgeschlossen werden, 

 
b) Verträge, denen der zuständige Aus-

schuss auf der Grundlage einer von der 
Stadt vorgenommenen Ausschreibung 
zugestimmt hat, 

 
c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft 

der laufenden Verwaltung darstellt (§ 41 
Abs. 3 GO). 

 
(3) Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift 

sind der/die Bürgermeister/in und 
sein/ihr/seine/ihre allgemeine/r Vertreter/in. 

 
 

§ 14 
Bürgermeister/in 

 
(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung gelten im 

Namen des Rates als auf den/die Bürgermeis-
ter/in übertragen, soweit nicht der Rat sich oder 
einem Ausschuss für einen bestimmten Kreis 
von Geschäften oder für einen Einzelfall die 
Entscheidung vorbehält. Nähere Einzelheiten 

werden durch einen Ratsbeschluss zur Ausfül-
lung der Hauptsatzung festgelegt. 

 
(2) Im Übrigen hat der/die Bürgermeister/in nach 

pflichtgemäßem Ermessen darüber zu ent-
scheiden, welche Angelegenheiten als Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung anzusehen 
sind. 

 
(3) Der Rat wählt aus seiner Mitte ohne Ausspra-

che 2 ehrenamtliche Stellvertreter/innen des 
Bürgermeisters/der Bürgermeisterin.  

 
§ 15 

Gleichstellungsbeauftragte 
 

(1) Der/Die Bürgermeister/in bestellt eine haupt-
amtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte. Sie 
arbeitet auf kommunaler Ebene darauf hin, Be-
nachteiligungen von Frauen abzubauen und 
somit das verfassungsrechtliche Gebot der 
Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern sowie die übrigen der 
Herstellung der Gleichberechtigung dienenden 
Gesetze zu verwirklichen. Sie ist für alle frauen-
relevanten Angelegenheiten der Verwaltung 
und der örtlichen Gemeinschaft zuständig. Als 
frauenrelevant sind solche Angelegenheiten zu 
verstehen, die die Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen von Frauen in anderer Weise oder in 
stärkerem Maße berühren als die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen von Männern. 

 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist im Rahmen 

ihres Aufgabenbereichs an allen Vorhaben und 
allen Gremien so zu beteiligen, dass Initiativen, 
Anregungen, Vorschläge, Bedenken oder sons-
tige Stellungnahmen berücksichtigt werden 
können. Der/Die Bürgermeister/in stellt sicher, 
dass die Meinung der Gleichstellungsbeauftrag-
ten zu Gleichstellungsangelegenheiten bei Bil-
dung der Verwaltungsmeinung berücksichtigt 
wird. Die Gleichstellungsbeauftragte erhält die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Un-
terlagen einschließlich der Personalakten zur 
Einsicht sowie die von ihr erbetenen Auskünfte. 

 
(3) Im Einvernehmen mit dem/der Bürgermeister/in 

nimmt die Gleichstellungsbeauftragte an den öf-
fentlichen und nichtöffentlichen Sitzungen des 
Rates und der Ausschüsse teil. Ihr sind für die-
se Sitzungen frühzeitig die Einladungen und 
Unterlagen zu übermitteln. 

 
§ 16 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt, die 
durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, 
werden durch das Amtliche Bekanntmachungs-
blatt – Amtsblatt des Märkischen Kreises – voll-
zogen. Zusätzlich wird auf der Internetseite der 
Stadt die Bekanntmachung veröffentlicht. 

 
(2) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der 

durch Abs. 1 festgelegten Form infolge höherer 
Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereig-
nisse nicht möglich, so erfolgt die Bekanntma-
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chung ersatzweise durch Aushang an der An-
schlagtafel im Haupteingang des Rathauses, 
Lüdenscheider Str. 22. 

 
(3) Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öf-

fentliche Bekanntmachung nach Abs. 1 unver-
züglich nachgeholt. 

 
 

   § 17 
Zuständigkeit für dienstrechtliche  

Entscheidungen 
 
Es werden ernannt bzw. eingestellt, befördert bzw. 
höhergestuft und entlassen: 
 
a) Beamte ab Besoldungsgruppe A 12 Bundesbe-

soldungsgesetz und Angestellte ab Entgelt-
gruppe 12 nach dem Tarifvertrag des öffentli-
chen Dienstes (soweit diese nicht im Wege des 
Bewährungsaufstiegs erreicht wird) aufgrund 
eines Hauptausschussbeschlusses, 

 
b) die übrigen Beamten, Angestellten sowie die 

Arbeiter/innen von dem/der Bürgermeister/in. 
 
 

§ 18 
Inkrafttreten 

 
Die Hauptsatzung tritt am Tage nach der öffentli-
chen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hauptsatzung vom 27.10.1999 in der Fassung 
010.11.2009 außer Kraft. 
 
 

Auszug 1 

der Anlage gem. § 3 (1) der Hauptsatzung der 
Stadt Altena (Westf.) vom 10.11.2009 

 
1. Räumliche Abgrenzung der Stadtbezirke Dahle 
und Evingsen 
 
2. Straßenverzeichnis (gem. Stand vom 10.11.2009) 
 
Dahle 
 
Altenaer Straße  
Alter Weg  
Am Beil  
Auf der Ebene  
Bäckerssiepen   
Birkenweg  
Brautweg  
Breitenstück  
Buchenweg  
Dahler Straße  
Deifenholz  
Ehrenmalstraße  
Eichenweg  
Grubenweg  
Hasenkampstraße  
Hauptstraße  
Hochstraße  
Im Hof  

Im Nossenberg  
Kämpenstraße   
Kohlberghaus   
Luckenbachweg   
Ludmecke   
Mondhahnstraße   
Mühlenberg   
Mühlenstraße   
Mühlhofstraße 
Netzschlade 
Neuenrader Straße  
Niedermöller Straße  
Rehecke  
  
Rüterschlad  
Samenholz  
Schlettenhof  
Schulstraße  
Sonnenstraße  
Villenberg  
Villenbergstraße  
Wäldchen  
Westerfelder Straße  
Hinter der Schule  
Schürenstück  
Kohlberg  
Lanferstraße  
 
 
Evingsen 
 
Am Breiten Acker 
Am Ebberg  
Am Rimberg  
Am Schützenplatz  
  
Am Sundern  
An der Oelmühle  
An der Steinkuhle  
Auf dem Brink  
Auf dem Felde  
Auf dem Giebel  
Auf dem Kamp  
Auf dem Löttringsen  
Auf der Böcke  
Auf dem Sürenfeld  
Auf dem Weithahn  
Bauernstraße  
Brunnenstraße  
Dahlberg  
Ebbergstraße  
Giebelweg  
Gosebruch  
Graetzstraße   
Ihmerter Straße   
Im Eck Vorm Kalkofen 
Im Hosenhof  
Im Winkel 
In der Schledde 
Im Springen 
Im Tüssenberg 
In der Husstadt 
 
Hütte 
Kaysershof 
Ketteler Weg 
Lampferweg 
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Lönsweg 
Löttringser Hahn 
Löttringser Weg 
MartinLutherStraße 
Neuer Weg 
Rüssenberg 
Scharpschnute 
Springer Straße 
Tannenweg 
Uhlenweg 
Waldbergsley 
Wichernstraße 
Wilhelmshöhe 
Wulferschlaa 
Zur Roleye 
Vorm Kalkofen 
 

Auszug 2 
 

der Anlage gem. § 3 (1) der Hauptsatzung der 
Stadt Altena (Westf.) vom 10. 11. 2009 

 
1. Räumliche Abgrenzung des Stadtbezirks  
Rahmede 
 
2. Straßenverzeichnis (gem. Stand vom 10.11.2009) 
 
 
Am Hellen Hahn  
Am Stockey  
Am Südhang  
  
An der Haardt  
Bergfeld  
Brandhagener Weg  
Dickenhagen  
Drescheiderhagen  
Fuelbecker Straße  
Gottmecker Weg  
Großendrescheid  
Grünewiese  
 
Heide 
Hemecker Weg  
Homert  
Horst  
Hummelnstück  
 
Hückingen  
Junkernweg  
Kalkofenweg  
Kleinendrescheid  
Kreuzbuche  
Lehmenohl  
Lenscheid  
Mosterhagen  
Mühlenrahmeder Straße  
Mühlenbach 
Neuenrahmede  
Niedergockeshohl  
Nüggelnstück  
Oberer Ardeyweg 
Obergockeshohl 
Paulusweg 
Petersfeld 
Ramberg 
Rahmedestraße 141  Ende 
Röhnert 

Rönscheid 
Rosmart 
Rosmarter Weg 
Rosmarter Allee 
Rosiepen 
Rotenschlade 
Seckel 
Siepenschlade 
Strücken 
Taubenstein 
Teichweg 
Unterer Ardeyweg 
Waldemey 
Wildweg 
Windberke 
  
Wörensiepen 
Zum Hohle 
Ardey 
Brinkweg 
Katharinenstraße 
Reidemeisterweg 
Richard-Schirrmann-Straße 
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Herausgeber: Märkischer Kreis – Der Landrat, 58509 Lü-
denscheid, Postfach 2080. Einzelexemplare sind bei den 
Stadtverwaltungen im Kreis, bei der Kreisverwaltung Lü-
denscheid und im Internet unter www.maerkischer-kreis.de 
kostenlos erhältlich; auf fernmündliche oder schriftliche An-
forderung werden Einzelexemplare zugesandt. Das Be-
kanntmachungsblatt erscheint wöchentlich. 

898 
 

http://www.maerkischer-kreis.de/

	Amtliches
	Bekanntmachungsblatt
	- Amtsblatt des Märkischen Kreises-
	Verfahren gemäß § 68 Abs. 2
	Wasserhaushaltsgesetz – WHG
	Vollzug des Gesetzes über die
	Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
	-Feststellung der UVP-Pflicht-

	Inhaltsverzeichnis
	Geschäftsführung der Ausschüsse
	Fraktionen
	IV. Datenschutz
	IV. Datenschutz
	Datenschutz

	Auszug 1
	der Anlage gem. § 3 (1) der Hauptsatzung der Stadt Altena (Westf.) vom 10.11.2009

